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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
Keine relevanten Rechtsakte im Berichtszeitraum. 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 121 v 12.05.2017, 39 

Beschluss (GASP) 2017/809 des Rates vom 11. Mai 2017 zur Unterstützung der Umsetzung der Resolution 1540 (2004) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen über die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trägersys-

temen 

 

ABl L 122 v 13.05.2017, 73 

Durchführungsbeschluss (EU) 2017/818 des Rates vom 11. Mai 2017 mit einer Empfehlung zur Verlängerung zeitlich befris-
teter Kontrollen an den Binnengrenzen unter außergewöhnlichen Umständen, die das Funktionieren des Schengen-Raums 

insgesamt gefährden 
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III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum. 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
28.03.2017, Ra 2017/01/0059 

SicherheitspolizeiG; eine Verhaltensbeschwerde nach § 88 Abs 2 SicherheitspolizeiG ist eine solche, die sich auf Verwal-

tungsakte im Bereich der Sicherheitsverwaltung bezieht und kommt damit nur innerhalb der Sicherheitsverwaltung in Frage; 
Anfechtungsgegenstand sind schlicht-hoheitliche Handlungen im Rahmen der Sicherheitsverwaltung; die vorliegende Verwei-
gerung der Aktenübermittlung auf elektronischem oder postalischem Weg im Rahmen der Kriminalpolizei stellt keine Maß-
nahme der Sicherheitsverwaltung iSd § 88 Abs 2 leg cit dar, zumal der Amtshandlung unzweifelhaft keine sicherheitspolizeili-
che Komponente innewohnte; keine Beschwerdemöglichkeit nach § 88 Abs 2 leg cit 

 

29.03.2017, Ra 2016/05/0146 

GebrauchsabgabeG; Kostenvorschreibung gem § 6 GebrauchsabgabeG für die Entfernung eines Zeitungskiosks; Annahme 
des Verzichts auf die Gebrauchserlaubnis gem § 4 Abs 4 zweiter Satz leg cit; Notwendigkeit des kumulativen Vorliegens 

der Nichtentrichtung der Gebrauchsabgabe binnen zwei Monaten nach Fälligkeit sowie der Beantragung einer neuen Ge-
brauchserlaubnis für die gleiche Stelle; auch ein Dritter kann die neue Gebrauchserlaubnis beantragen; ein Verzicht gem § 4 
Abs 4 letzter Satz leg cit wird erst im Zeitpunkt der Erteilung der neuen Gebrauchserlaubnis wirksam, weshalb erst ab diesem 
Zeitpunkt von einem Erlöschen der Gebrauchserlaubnis und damit von einem Gebrauch ohne Gebrauchserlaubnis iSd § 6 leg 
cit ausgegangen werden kann 

 

30.03.2017, Ro 2017/07/0004 

UmweltinformationsG; ein Bescheid betreffend die Anerkennung einer Umweltorganisation stellt keine Umweltinforma-
tion dar, für die nach dem UmweltinformationsG ein Auskunftsrecht besteht; ein Anerkennungsbescheid vermittelt einer Um-

weltorganisation lediglich die Stellung als Formalpartei in Genehmigungsverfahren nach dem UVP-G; damit handelt es sich 
bei einem solchen Bescheid aber um keine „Verwaltungsmaßnahme“ im Hinblick auf die im UmweltinformationsG näher defi-
nierten Umweltbestandteile und -faktoren, sodass er nicht als Umweltinformation erfasst ist 

 

05.04.2017, Ra 2015/04/0028 

GewO; konsenswidrige Waschtätigkeiten auf dem Vorplatz einer Betriebsanlage; aus § 81 Abs 1 GewO ergibt sich, dass 
nicht jede Änderung einer genehmigten gewerblichen Betriebsanlage einer behördlichen Genehmigung bedarf; eine Ge-

nehmigung ist nur dann erforderlich, wenn die beabsichtigten Änderungen geeignet sind, die in § 74 Abs 2 leg cit umschrie-
benen Interessen zu berühren; auf nachteilige Einwirkungen der Betriebsanlage auf die Beschaffenheit der Gewässer ist nur 
dann Bedacht zu nehmen, wenn nicht ohnedies eine Bewilligung auf Grund wasserrechtlicher Vorschriften vorgeschrieben ist; 
keine Feststellungen dahingehend, ob eine Bewilligungspflicht auf Grund wasserrechtlicher Vorschriften besteht 

 

05.04.2017, Ra 2015/04/0097 

Wr VergaberechtsschutzG; § 39 Wr VergaberechtsschutzG regelt die Fortsetzung von Nichtigerklärungsverfahren als 
Feststellungsverfahren; dabei wird auf den „behaupteten Rechtsverstoß“ abgestellt; dies ist jener Rechtsverstoß, der zu-

nächst im Wege des Nichtigerklärungsverfahrens beseitigt werden sollte; keine Möglichkeit der Behauptung weiterer Rechts-
verstöße (Ausweitung der Beschwerdepunkte) im Rahmen eines sekundären Feststellungsantrags; davon abgesehen beste-
hen aber keine Besonderheiten hinsichtlich der Entscheidungsbefugnis des VwG für sekundäre Feststellungsanträge 

 

27.04.2017, Ra 2016/12/0072 

RL 2000/78/EG; Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH; steht Art 2 der RL 2000/78/EG des Rates vom 27. November 

2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2017010059_20170328L00/JWT_2017010059_20170328L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2016050146_20170329L00/JWT_2016050146_20170329L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2017070004_20170330J00/JWT_2017070004_20170330J00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2015040028_20170405L00/JWT_2015040028_20170405L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2015040097_20170405L00/JWT_2015040097_20170405L00.pdf
https://www.vwgh.gv.at/rechtsprechung/vorabentscheidungsantraege_an_den_eugh/ra_2016120072.pdf?5xnea7


der Aufrechterhaltung der Rechtsgestaltungswirkung eines nach nationalem Recht in Rechtskraft erwachsenen Disziplinarer-
kanntnisses, mit welchem eine Ruhestandsversetzung des Beamten unter Kürzung der Ruhebezüge verfügt wurde, entgegen, 
wenn für die genannte Entscheidung im Zeitpunkt ihrer Erlassung Bestimmungen des Unionsrechts, insbesondere die RL, 
noch nicht maßgebend waren, jedoch eine (gedachte) gleichartige Entscheidung gegen die RL verstieße, wenn sie im zeitli-
chen Anwendungsbereich derselben erlassen würde; zudem stehen weitere Fragen zur Spezifizierung im Raum 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
BVwG 30.03.2017, W255 2146090-1 

Allgemeines SozialversicherungsG; ein Arzt kann nur entweder als Vertragsarzt oder als Wahlarzt tätig sein; eine Aus-
nahme entsteht allerdings, wenn der Vertragsarzt zwar am selben Standort, aber zu unterschiedlichen Ordinationszeiten in 

einem anderen berufsberechtigten Fachbereich als Wahlarzt tätig ist und private Honorarnoten ausstellt; ansonsten könnte 
ein Arzt außerhalb der regulären Öffnungszeiten weder eine Verrechnung über die Krankenkasse noch über den Patienten 
anstreben, was den Ansichten des VfGH widersprechen würde 

 

LVwG NÖ 02.02.2017, LVwG-S-76/001-2016 

AbfallwirtschaftsG; die Verpflichtung zur Zahlung eines Geldbetrags nach § 80 Abs 3 AbfallwirtschaftsG ist keine Strafe, 
sondern die Abschöpfung eines unrechtmäßigen Vorteils, wobei für die Verwirklichung des Tatbestands bedingter Vorsatz 

genügt; dieser muss im Vorhinein bereits auf die unrechtmäßige Bereicherung gerichtet sein und die Vermehrung des Vermö-
gens jedenfalls mitumfassen; der zu zahlende Betrag richtet sich nach dem Ausmaß der Bereicherung 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
A. GERICHTSHOF 

 
16.05.2017, Rs C-682/15, Berlioz Investment Fund 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2011/16/EU – Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Be-
steuerung – Art 1 Abs 1 – Art 5 – An einen Dritten gerichtetes Informationsersuchen – Verweigerung einer Antwort – Sankti-

on – Begriff der voraussichtlichen Erheblichkeit der erbetenen Informationen – Prüfung durch die ersuchte Behörde – Kontrol-
le durch den Richter – Umfang – Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art 51 – Durchführung des Unions-
rechts – Art 47 – Recht auf einen wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf – Zugang des Richters und des Dritten zum Infor-

mationsersuchen der ersuchenden Behörde 

 

17.05.2017, Rs C-68/15, X 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Niederlassungsfreiheit – Mutter-Tochter-Richtlinie – Steuerrecht – Steuer auf die Gewin-

ne von Gesellschaften – Ausschüttung von Dividenden – Steuerabzug an der Quelle – Doppelbesteuerung – Fairness Tax 

 

17.05.2017, Rs C-437/15 P, EUIPO / Deluxe Entertainment Services Group 

Rechtsmittel – Unionsmarke – Bildmarke mit dem Wortbestandteil ‚deluxe‘ – Ablehnung der Eintragung durch den Prüfer 

 

17.05.2017, Rs C-48/16, ERGO Poist’ovňa 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Selbständige Handelsvertreter – Richtlinie 86/653/EWG – Provision des Handelsvertre-

ters – Art 11 – Teilweise Nichtausführung des Vertrags zwischen dem Dritten und dem Unternehmer – Auswirkungen auf den 
Provisionsanspruch – Begriff ‚Umstände, die vom Unternehmer zu vertreten sind 

 

  

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20170330_W255_2146090_1_00/BVWGT_20170330_W255_2146090_1_00.pdf
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http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190747&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190741&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190741&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937


17.05.2017, Rs C-337/16 P, Portugal / Kommission 

Rechtsmittel – EGFL und ELER – Durchführungsbeschluss der Europäischen Kommission – Mitteilung an den Adressaten – 
Nachträgliche Berichtigung des Druckformats des Anhangs – Veröffentlichung des Beschlusses im Amtsblatt der Europäi-
schen Union – Klagefrist – Beginn – Verspätung – Unzulässigkeit 

 

17.05.2017, Rs C-338/16 P, Portugal / Kommission 

Rechtsmittel – EGFL und ELER – Durchführungsbeschluss der Europäischen Kommission – Mitteilung an den Adressaten – 
Nachträgliche Berichtigung des Druckformats des Anhangs – Veröffentlichung des Beschlusses im Amtsblatt der Europäi-
schen Union – Klagefrist – Beginn – Verspätung – Unzulässigkeit 

 

17.05.2017, Rs C-339/16 P, Portugal / Kommission 

Rechtsmittel – EGFL und ELER – Durchführungsbeschluss der Europäischen Kommission – Mitteilung an den Adressaten – 
Nachträgliche Berichtigung des Druckformats des Anhangs – Veröffentlichung des Beschlusses im Amtsblatt der Europäi-
schen Union – Klagefrist – Beginn – Verspätung – Unzulässigkeit 

 

17.05.2017, Rs C-365/16, AFEP ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener Mit-
gliedstaaten – Richtlinie 2011/96/EU – Vermeidung der Doppelbesteuerung – Zusatzbeitrag von 3 % zur Körperschaftsteuer 

 

18.05.2017, Rs C-617/15, Hummel Holding 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Geistiges Eigentum – Verordnung (EG) Nr 207/2009 – Unionsmarke – Art 97 Abs 1 – In-
ternationale Zuständigkeit – Verletzungsklage gegen eine Gesellschaft mit Sitz in einem Drittstaat – Enkelgesellschaft mit 

Sitz im Mitgliedstaat des angerufenen Gerichts – Begriff ‚Niederlassung‘ 

 

18.05.2017, Rs C-624/15, Litdana 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerrecht – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Art 314 – Differenzbesteuerung 

– Anwendungsvoraussetzungen – Weigerung der nationalen Steuerbehörden, einem Steuerpflichtigen das Recht zur Anwen-
dung der Differenzbesteuerung zu gewähren – Auf den Rechnungen enthaltene Angaben sowohl zur Anwendung der Diffe-
renzbesteuerung durch den Lieferer als auch zur Befreiung von der Mehrwertsteuer – Nichtanwendung der Differenzbe-
steuerung durch den Lieferer auf die Lieferung – Anhaltspunkte für Unregelmäßigkeiten oder Steuerhinterziehung bei der 

Lieferung 

 

18.05.2017, Rs C-99/16, Lahorgue 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Freier Dienstleistungsverkehr – Richtlinie 77/249/EWG – Art 4 – Ausübung des Rechts-
anwaltsberufs – Router für den Zugang zum privaten virtuellen Anwaltsnetzwerk (RPVA) – RPVA-Router – Weigerung, ei-

nem Rechtsanwalt, der in einem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist, den Router zur Verfügung zu stellen – Diskriminieren-
de Maßnahme 

 

18.05.2017, Rs C-150/16, Fondul Proprietatea 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Staatliche Beihilfen – Forderung einer Gesellschaft, deren Kapital überwiegend vom ru-
mänischen Staat gehalten wird, gegen eine Gesellschaft, deren alleiniger Aktionär dieser Staat ist – Hingabe an Zahlungs 
statt – Begriff „staatliche Beihilfe“ – Pflicht zur Anmeldung bei der Europäischen Kommission 

 

18.05.2017, Rs C-154/16, Latvijas dzelzceļš 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Zollkodex der Gemeinschaften – Verordnung (EWG) Nr 2913/92 – Art 94 Abs 1 und Art 96 
– Externes gemeinschaftliches Versandverfahren – Haftung des Hauptverpflichteten – Art 203, 204 und Art 206 Abs 1 – Ent-
stehung der Zollschuld – Entziehung aus der zollamtlichen Überwachung – Nichterfüllung einer der sich aus der Inanspruch-
nahme eines Zollverfahrens ergebenden Pflichten – Vernichtung oder Zerstörung oder unwiederbringlicher Verlust einer Ware 

aus in ihrer Natur liegenden Gründen, durch Zufall oder infolge höherer Gewalt – Art 213 – Gesamtschuldnerische Zahlung 
der Zollschuld – Richtlinie 2006/112/EG – Mehrwertsteuer – Art 2 Abs 1 sowie Art 70 und 71 – Steuertatbestand und Steu-
eranspruch – Art 201, 202 und 205 – Zur Entrichtung der Steuer verpflichtete Personen – Feststellung des Fehlens von 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190743&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937
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http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190789&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190789&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190787&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190787&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190791&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190791&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190790&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937
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http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190788&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=709937


Frachtgut durch die Bestimmungszollstelle – Nicht richtig geschlossene oder beschädigte untere Entladevorrichtung des 

Kesselwagens 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
16.05.2017, Rs C-195/16, I (GA Bobek) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Beförderung – Führerschein – Gegenseitige Anerkennung – Tragweite – Von einem ande-
ren Mitgliedstaat ausgestellte vorläufige Bescheinigung zum Nachweis der Fahrerlaubnis in seinem Hoheitsgebiet – Strafver-
fahren wegen Nichtvorlage eines Führerscheins – Unterscheidung zwischen Fahrerlaubnis und Führerschein – Natur der 

Sanktionen – Verwaltungsrechtlich oder strafrechtlich 

 

18.05.2017, Rs C-56/16 P, EUIPO / Instituto dos Vinhos do Douro e do Porto (GA Campos Sánchez-Bordona) 

Rechtsmittel – Gemeinschaftsmarke – Wortmarke ,Port Charlotte‘ Nichtigkeitsklage des Instituto dos Vinhos do Douro e do 

Porto – Geografische Herkunftsangaben – Verordnung (EG) Nr 1234/2007 – Abschließender Schutz durch das Unionsrecht – 
Möglichkeit der Anerkennung eines ergänzenden Schutzniveaus nach nationalem Recht 

 

18.05.2017, Rs C-64/16, Asociación Profesional Elite Taxi (GA Saugmandsgaard ØE) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 19 Abs 1 Unterabs 2 EUV – Wirksamer Rechtsschutz – Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union – Art 47 – Richterliche Unabhängigkeit – Kürzung der Bezüge in der öffentlichen Verwaltung vorse-

hende nationale Regelung –Haushaltssparmaßnahmen 

 

18.05.2017, Rs C-340/16, Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft (GA Bobek) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gerichtliche Zuständigkeit in Versicherungssachen – Begriffe ‚Versicherungssache‘ und 
‚Geschädigter‘ – Vom Geschädigten unmittelbar gegen den Versicherer erhobene Klage – Eintritt des Dienstgebers, einer 
Anstalt öffentlichen Rechts, in die Rechte eines Dienstnehmers gegenüber dem Versicherer auf der Grundlage einer Legal-
zession der Ansprüche der bei einem Verkehrsunfall verletzten Person 

 

18.05.2017, verb Rs C-360/15 und C-31/16, X (GA Szpunar) 

Richtlinie 2006/123/EG – Niederlassung von Dienstleistungserbringern – Anwendungsbereich – Neunter Erwägungsgrund 
– Art 4 Nr 1 – Begriff ‚Dienstleistung‘ – Einzelhandel – Kommunaler Bauleitplan – Art 15 Abs 2 Buchst a – Territoriale Be-
schränkung – Art 15 Abs 3 – Schutz der städtischen Umwelt 

 

18.05.2017, Rs C-225/16, Ouhrami (GA Sharpston) 

Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts – Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger – Richtlinie 
2008/115/EG – Art 11 Abs 2 – Vor dem 24. Dezember 2010 verhängtes Einreiseverbot – Geltungsbeginn – Ausnahme von 

der Höchstdauer eines Einreiseverbots von fünf Jahren aus Gründen der öffentlichen Ordnung 

 

C. GERICHT 

 
16.05.2017, T-122/15, Landeskreditbank Baden-Württemberg / EZB 

Wirtschafts- und Währungspolitik – Aufsicht über Kreditinstitute – Art 6 Abs 4 der Verordnung (EU) Nr 1024/2013 – Art 70 
Abs 1 der Verordnung (EU) Nr 468/2014 – Einheitlicher Aufsichtsmechanismus – Befugnisse der EZB – Dezentralisierte 
Ausübung durch die nationalen Behörden – Bewertung der Bedeutung eines Kreditinstituts –Notwendigkeit einer direkten 

Beaufsichtigung durch die EZB 

 

16.05.2017, T-218/16, Mühlbauer Technology / EUIPO (Magicrown) 

Unionsmarke – Anmeldung der Unionswortmarke Magicrown – Absolute Eintragungshindernisse – Fehlende Unterschei-

dungskraft – Beschreibender Charakter – Art 7 Abs 1 Buchst b und c der Verordnung (EG) Nr 207/2009 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190731&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=714864
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190731&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=714864
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190794&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=714864
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190794&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=714864
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190793&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=714864
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190793&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=714864
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190795&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=714864
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190795&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=714864
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190829&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=721681
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190829&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=721681
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190828&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=721681
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190828&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=721681
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190725&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716919
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190725&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716919
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190729&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716919
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190729&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716919


16.05.2017, T-472/16, Marsh / EUIPO (LegalPro) 

Unionsmarke – Anmeldung der Unionswortmarke LegalPro – Absolutes Eintragungshindernis – Beschreibender Charak-

ter – Art 7 Abs 1 Buchst c der Verordnung (EG) Nr 207/2009 

 

17.05.2017, T-355/16, adp Gauselmann / EUIPO (MULTI FRUITS) 

Unionsmarke – Anmeldung der Unionswortmarke MULTI FRUITS – Absolute Eintragungshindernisse – Beschreibender 

Charakter – Art 7 Abs1 Buchst b und c der Verordnung (EG) Nr 207/2009 

 

18.05.2017, T-163/16, Reisswolf / EUIPO (secret service) 

Unionsmarke – Anmeldung der Unionswortmarke secret service – Absolutes Eintragungshindernis – Beschreibender 

Charakter – Art 7 Abs 1 Buchst c der Verordnung (EG) Nr 207/2009 – Ermittlung des Sachverhalts von Amts wegen – Art 76 
der Verordnung Nr 207/2009 – Begründungspflicht – Art 75 der Verordnung Nr 207/2009 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
12.05.2017, Beschwerde Nr 21980/04, Simeonovi / Bulgarien (GK) 

Verletzung von Art 3 EMRK (Verbot unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung) bzw keine Verletzung von Art 6 
Abs 1 und Abs 3 lit c EMRK (Recht auf ein faires Verfahren/Recht auf Rechtsbeistand); Verweigerung eines Rechtsbei-
stands während der ersten drei Tage der Untersuchungshaft im Fall des Bf stellt keine Verletzung im Recht auf ein faires 

Verfahren dar; Haftbedingungen des mittlerweile seit 1999 inhaftierten Bf begründen jedoch eine Verletzung von Art 3 EMRK 

 

18.05.2017, Beschwerde Nr 22007/11, Johannesson ua / Island 

Verletzung von Art 4 7. ZP EMRK (Doppelbestrafungsverbot); Verletzung der Bf im Doppelbestrafungsverbot, da aufgrund 
falscher Angaben zur Steuerberechnung sowohl Steuerzuschläge verhängt wurden als auch eine strafrechtliche Verurtei-
lung wegen Steuerhinterziehung erfolgte 
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DISCLAIMER 

 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 

Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 

sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 

nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 

Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfah-
ren, Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Rele-
vanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 

Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190748&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716919
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190748&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716919
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190762&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716919
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190762&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716919
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190783&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716919
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=190783&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=716919
http://hudoc.echr.coe.int/eng/?i=001-173704
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-173498
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/polizeirecht_aktuell/


* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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